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Weiterentwicklung des Berufskrankheiten-
rechts nach dem 7. SGB-IV-Änderungsgesetz 

Key Facts 

• Der sogenannte „Unterlassungszwang“ als Anerkennungsvoraussetzung 
für bestimmte Berufskrankheiten ist zum Jahreswechsel entfallen 

• Die Einführung neuer Pflichten für die Versicherten zur Mitwirkung bei der 
Individualprävention soll negative Auswirkungen auf ihre Gesundheit ver-
hindern 

• Um die Fortschreibung der BK-Liste zu beschleunigen und den Prozess 
transparenter zu machen, soll der ÄSVB institutionalisiert und durch die 
BAuA stärker unterstützt werden 
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Zum Jahreswechsel sind einige Änderungen im Berufskrankheitenrecht in Kraft getreten. 
Dieser Beitrag stellt sie vor. 

Zusammenfassung 

Infolge des Siebten Gesetzes zur Änderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze vom 12. Juni 2020 – 7. SGB IV-ÄndG – 
(BGBl. I Nr. 28 S. 1248) tritt zum 1. Januar 2021 eine Reihe von Gesetzesänderungen in Kraft bezüglich der Definition, der Prävention und der 
Entschädigung von Berufskrankheiten. Große Bedeutung kommt dabei dem Wegfall des sogenannten „Unterlassungszwangs“ als Anerken-
nungsvoraussetzung bestimmter Berufskrankheiten zu. Anlass hierfür ist die Streichung der Ermächtigung in § 9 Abs. 1 SGB VII, die Entschä-
digung von Berufskrankheiten von der Unterlassung aller Tätigkeiten abhängig zu machen, die für die Entstehung, die Verschlimmerung oder 
das Wiederaufleben der Krankheit ursächlich waren oder sein können. Negative Auswirkungen auf die Gesundheit der betroffenen Versicher-
ten sollen zukünftig durch die Betonung des Präventionsauftrages für die Unfallversicherungsträger und die Einführung neuer Pflichten für 
die Versicherten zur Mitwirkung bei der Individualprävention verhindert werden. Um die Fortschreibung der Liste der Berufskrankheiten (BK-
Liste) zu beschleunigen und den Prozess transparenter zu machen, soll der für die Beratung des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales 
(BMAS) zuständige Ärztliche Sachverständigenbeirat „Berufskrankheiten“ (ÄSVB) institutionalisiert und durch die Bundesanstalt für Arbeits-
medizin und Arbeitsschutz (BAuA) stärker unterstützt werden. Durch die Etablierung einer jährlichen Berichtspflicht soll die Transparenz der 
Forschung zu Berufskrankheiten durch die gesetzliche Unfallversicherung erhöht werden. Schließlich sollen auch die Möglichkeiten für die 
Unfallversicherungsträger zur Expositionsermittlung gestärkt werden. Mit den neuen Regelungen reagiert der Gesetzgeber auf die von ver-
schiedenen Seiten seit Längerem zu diesen Punkten geäußerte Kritik[1] und greift Vorschläge[2] der DGUV auf. 

D er Deutsche Bundestag hat am 
12. Juni 2020 das „Siebte Gesetz 
zur Änderung des Vierten Buches 

Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze“ be-
schlossen. Der Gesetzgeber übernimmt da-
rin zahlreiche Vorschläge, die im Jahr 2016 
von den paritätisch durch die Sozialpart-
ner besetzten Selbstverwaltungsorganen 
der DGUV im sogenannten „Weißbuch“[3] 
veröffentlicht wurden. Mit Inkrafttreten 

am 1. Januar 2021 gehen insbesondere im 
Recht der Berufskrankheiten weitreichen-
de Änderungen einher. 

1. Einwirkungsermittlung 

Ein häufiger Kritikpunkt der bisherigen 
Berufskrankheitenverfahren betrifft die 
Ermittlung und Bewertung für die Ent-
scheidung relevanter Einwirkungen bei 

der versicherten Tätigkeit (Exposition). 
Insbesondere bei lange in der Vergangen-
heit zurückliegenden Zeiten mit erkran-
kungsrelevanten Einwirkungen kann es zu 
Nachweisschwierigkeiten kommen. 

Mit dem neu eingeführten § 9 Abs. 3a SGB VII 
werden einzelfallbezogene genauso wie sys-
tematische Ermittlungen der relevanten Ein-
wirkungen an vergleichbaren Arbeitsplätzen 
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rechtlich verankert, wie sie auch in der 
Vergangenheit bereits bei Bedarf zuguns-
ten der versicherten Personen durchge-
führt wurden. Danach hat der Unfallversi-
cherungsträger neben den bereits bislang 
in § 21 Abs. 1 Satz 1 SGB X genannten Be-
weismitteln auch Erkenntnisse zu berück-
sichtigen, die er oder ein anderer Unfall-
versicherungsträger an vergleichbaren 
Arbeitsplätzen oder zu vergleichbaren Tätig-
keiten gewonnen hat. Damit werden diese 
Verfahrensweisen gesetzlich verankert und 
Rechtssicherheit mit Blick auf die gesetzli-
chen Beweis- und vor allem Datenschutzan-
forderungen sowie auf die Duldungspflicht 
der Unternehmerinnen und Unternehmer 
bei systematischen Erhebungen an Arbeits-
plätzen geschaffen. Dies gilt insbesondere 
in Fällen, in denen die Ermittlungen zu den 
Einwirkungen während der versicherten Tä-
tigkeit dadurch erschwert sind, dass der Ar-
beitsplatz der Versicherten nicht mehr oder 
nur in veränderter Gestaltung vorhanden 
ist. Die Unfallversicherungsträger sollen da-
rüber hinaus dazu einzeln oder gemeinsam 
tätigkeitsbezogene Expositionskataster er-
stellen. Grundlage für diese Kataster können 
Ergebnisse aus systematischen Erhebun-
gen, aus Ermittlungen in Einzelfällen sowie 
aus Forschungsvorhaben sein. Außerdem 
können die Unfallversicherungsträger Er-
hebungen an vergleichbaren Arbeitsplät-
zen durchführen. Auch damit wird eine 
bereits bestehende Praxis der Unfallver-
sicherungsträger gesetzlich verankert und 
die Zusammenarbeit zwischen den Unfall-
versicherungsträgern gestärkt. 

Bereits vor Inkrafttreten dieser Rege-
lung hat die DGUV zusammen mit den 
Unfallversicherungsträgern eine „Hand-
lungsempfehlung für die Ermittlung und 
Bewertung der Einwirkungen in Berufs-
krankheitenverfahren“ veröffentlicht.[4] Mit 
dieser werden Standards der Einwirkungs-
ermittlung und -bewertung formuliert so-
wie die künftige gemeinsame Nutzung von 
Expositionskatastern vorbereitet. Zudem 
werden in einem „besonderen Teil“ zu 
einzelnen Berufskrankheiten spezifische 
Hinweise zur Ermittlung der Einwirkung 
gegeben und das bereits vorhandene Er-
fahrungswissen der Unfallversicherungs-
träger zusammenfassend dargestellt. 

Außerdem wird eine zentrale Gruppe von 
Fachleuten übergreifend für alle Unfallver-
sicherungsträger eingerichtet, die perspek-
tivisch sogenannten „Non-liquet-Fällen“ 
entgegenwirken soll. Damit steht eine be-
sondere Expertise aus verschiedenen Be-
rufszweigen und Branchen zur Verfügung, 
wenn sich im Hinblick auf besondere, ins-
besondere weniger häufig anzutreffende 
Einwirkungen Beweisschwierigkeiten er-
geben. 

2. Wegfall des Unterlassungs-
zwangs als Anerkennungs-
voraussetzung bei Berufs-
krankheiten 

Bislang machte der Verordnungsgeber bei 
neun von aktuell 80 in der Berufskrank-
heitenliste aufgeführten Krankheiten von 

der Möglichkeit des Unterlassungszwangs 
Gebrauch. Dies sind die BK-Nrn. 1315, 2101, 
2104, 2108 bis 2110, 4301, 4302 und 5101. 
Unter diesen Berufskrankheiten sind mit 
den Hauterkrankungen, den obstruktiven 
Atemwegserkrankungen und den band-
scheibenbedingten Erkrankungen der 
Wirbelsäulen sehr anzeigenstarke Krank-
heitsbilder, sodass sie zusammen über ein 
Drittel (38 Prozent) aller BK-Verdachtsan-
zeigen ausmachen.[5] Allerdings zeigt ein 
Blick auf die Zahl der anerkannten Berufs-
krankheiten, dass diese Anzeigen, nicht 
zuletzt wegen des Unterlassungszwangs, 
nur in wenigen Fällen zu einer Anerken-
nung führen. So wurden zum Beispiel 2019 
von 30.415 angezeigten Berufskrankheiten 
mit Aufgabezwang nur 1.184 anerkannt, 
was einem Anteil von unter vier Prozent 
entspricht.[6] Allerdings wurde in 17.108 
Fällen eine berufliche Verursachung fest-
gestellt, in denen die Anerkennung aber 
nicht erfolgte, weil die besonderen versi-
cherungsrechtlichen Voraussetzungen[7] 

des BK-Tatbestandes nicht erfüllt waren. In 
diesen Fällen werden regelmäßig Leistun-
gen nach § 3 Berufskrankheitenverordnung 
(BKV) zur Verhütung der Entstehung einer 
Berufskrankheit erbracht. 

Nach der Gesetzesbegründung handelt es 
sich bei dem Unterlassungszwang um ein 
historisch überkommenes Instrument des 
Berufskrankheitenrechts, das heute nicht 
mehr erforderlich ist und dessen Auswir-
kungen zu unangemessenen Nachteilen 
für die Versicherten führen.[8] Nach all-

Mit dem neu eingeführten § 9 Abs. 3a SGB VII werden 
einzelfallbezogene genauso wie systematische Ermitt-
lungen der relevanten Einwirkungen an vergleichbaren 
Arbeitsplätzen rechtlich verankert.“ 
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gemeiner Ansicht verfolgt der Unterlas-
sungszwang vor allem zwei Ziele: 

1. Bagatellerkrankungen, die eine 
Aufgabe der schädigenden Tätig-
keiten nicht rechtfertigen und für 
deren Schutz durch die gesetzliche 
Unfallversicherung kein Erfordernis 
gesehen wird, sind von der Entschä-
digung durch die gesetzliche Unfall-
versicherung auszunehmen. 

2. Aus Gründen der Prävention ist zu 
verhindern, dass Versicherte ihre 
Gesundheit durch ein Verbleiben am 
Arbeitsplatz weiter schädigen.[9] 

Diese Zwecke können nach Ansicht des 
Gesetzgebers künftig mit anderen Maß-
nahmen erreicht werden. Um Verschlim-
merungen zu vermeiden, soll in Zukunft 
die Individualprävention gestärkt und die 
aktive Mitwirkung der Betroffenen einge-
fordert werden. Der Ausschluss von Ba-
gatellerkrankungen soll durch eine ent-
sprechende Präzisierung der betroffenen 
BK-Tatbestände erfolgen.[10] Der Gesetz-
geber reagiert damit auf die vielfach ge-
äußerte Kritik am Unterlassungszwang[11] 
und folgt im Wesentlichen einem Vorschlag 
der DGUV.[12] 

Dementsprechend wurden in § 9 Abs. 1 
Satz 2 SGB VII die Wörter „oder wenn sie 
zur Unterlassung aller Tätigkeiten gezwun-
gen haben, die für die Entstehung, die Ver-
schlimmerung oder das Wiederaufleben 
der Krankheit ursächlich waren oder sein 

können“ gestrichen. Gleichzeitig wurde 
dieser Passus bei den BK-Nrn. 1315, 2101, 
2104, 2108-2110, 4301, 4302 und 5101 ge-
strichen. 

Dadurch ist bei diesen BK-Nummern künf-
tig eine Anerkennung als Berufskrankheit 
unabhängig von der Frage möglich, ob ein 
objektiver Zwang zur Tätigkeitsaufgabe 
vorliegt und die als schädigend identifi-
zierte Tätigkeit auch tatsächlich aufgege-
ben wurde. 

Gleichzeitig wurden einige dieser BK-Num-
mern hinsichtlich ihrer Tatbestandsmerk-
male angepasst, um weiterhin Bagatell-
erkrankungen von der Entschädigung 
auszuschließen. Diese Berufskrankhei-
ten lauten nun: 

• Nr. 1315: Erkrankungen durch Iso-
cyanate 

• Nr. 2101: Schwere oder wiederholt 
rückfällige Erkrankungen der Seh-
nenscheiden oder des Sehnengleit-
gewebes sowie der Sehnen- oder 
Muskelansätze 

• Nr. 2104: Vibrationsbedingte Durch-
blutungsstörungen an den Händen 

• Nr. 2108: Bandscheibenbedingte 
Erkrankungen der Lendenwirbel-
säule durch langjähriges Heben 
oder Tragen schwerer Lasten oder 
durch langjährige Tätigkeiten in 
extremer Rumpfbeugehaltung, die 
zu chronischen oder chronisch- 
rezidivierenden Beschwerden und 

Funktionseinschränkungen (der 
 Lendenwirbelsäule) geführt haben 

• Nr. 2109: Bandscheibenbedingte 
Erkrankungen der Halswirbelsäule 
durch langjähriges Tragen schwerer 
Lasten auf der Schulter, die zu chro-
nischen oder chronisch-rezidivieren-
den Beschwerden und Funktionsein-
schränkungen (der Halswirbelsäule) 
geführt haben 

• Nr. 2110: Bandscheibenbedingte 
Erkrankungen der Lendenwirbel-
säule durch langjährige, vorwiegend 
vertikale Einwirkung von Ganzkör-
perschwingungen im Sitzen, die zu 
chronischen oder chronisch-rezidi-
vierenden Beschwerden und Funk-
tionseinschränkungen (der Lenden-
wirbelsäule) geführt haben 

• Nr. 4301: Durch allergisierende Stoffe 
verursachte obstruktive Atemwegs-
erkrankungen (einschließlich Rhino-
pathie) 

• Nr. 4302: Durch chemisch-irritativ 
oder toxisch wirkende Stoffe ver-
ursachte obstruktive Atemwegser-
krankungen 

• Nr. 5101: Schwere oder wiederholt 
rückfällige Hauterkrankungen 

Keine Anpassung der BK-Tatbestände er-
folgt bei den obstruktiven Atemwegser-
krankungen. Dies wird damit begründet, 
dass nach der aktuellen MdE-Tabelle der 
für die Begutachtung dieser Erkrankun-
gen einschlägigen „Reichenhaller Emp-
fehlung“[13] bereits für die Frühstadien der 

Um Verschlim merungen zu vermeiden, soll in Zukunft die 
Individualprävention gestärkt und die aktive Mitwirkung 
der Betroffenen einge fordert werden.“ 
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 Erkrankungen eine MdE von zehn Prozent 
vorgeschlagen wird. Daher sei bei diesen 
Krankheitsbildern nicht von einer Baga-
tellerkrankung auszugehen.[14] Auch bei 
den Erkrankungen durch Isocyanate (BK-
Nr. 1315) wird auf eine Ergänzung des Tat-
bestandes verzichtet. Bei der BK-Nr. 5101 
(Hauterkrankungen) wird darauf verwie-
sen, dass der Ausschluss von Bagateller-
krankungen bereits durch die bestehenden 
Tatbestandsvoraussetzungen „schwer oder 
wiederholt rückfällig“ erreicht werde.[15] 

Bezüglich der BK-Nr. 2101 findet sich in 
der Gesetzesbegründung[16] der Hinweis, 
dass eine Anerkennung auch künftig nur 
erfolgen solle, wenn die Krankheit für die 
Versicherten erhebliche Auswirkungen 
hat. Erforderlich sei daher eine schwere 
Ausprägung der Erkrankung oder eine 
wiederholte Rückfälligkeit. Eine schwere 
Erkrankung in diesem Sinne liege zum Bei-
spiel vor, wenn sie eine ununterbroche-
ne Arbeitsunfähigkeit von mehr als drei 
Monaten zur Folge habe. Eine wiederholte 
Rückfälligkeit sei mit dem dritten Auftre-
ten der Erkrankung gegeben. Dies sei der 
Fall, wenn die Versicherten sich zwischen 
den einzelnen Erkrankungen deshalb we-
der in Heilbehandlung befanden noch ar-
beitsunfähig waren. Der zeitliche Abstand 
zwischen den einzelnen Erkrankungen sei 
dabei irrelevant. 

Welche Kriterien künftig für das Tat-
bestandsmerkmal der Schwere bei den 
Hautkrankheiten heranzuziehen sind, 

wird aktuell zwischen der gesetzlichen 
Unfallversicherung und den Vertreterin-
nen und Vertretern der verschiedenen wis-
senschaftlich-medizinischen Fachgesell-
schaften im Zuge der Aktualisierung der 
Begutachtungsempfehlung „Bamberger 
Empfehlung“ beraten. Dabei gehen die 
Überlegungen in folgende Richtung. 

„Beurteilungskriterien für die ‚Schwere‘ 
der arbeitsbedingten Hauterkrankung im 
Sinne der BK-Nr. 5101 sind: 

• die klinische Symptomatik nach 
Morphe und Beschwerdebild, Aus-
dehnung, Verlauf und Dauer der 
Erkrankung unter Therapie- und 
 Präventionsmaßnahmen 

• und die Ausprägung einer arbeits-
bedingt verursachten Allergie. 

Eine schwere Hauterkrankung im Sinne der 
BK-Nr. 5101 zeichnet sich durch ausgedehn-
te, dauerhaft bestehende oder chronisch 
rezidivierende Hautveränderungen mit er-
heblichem Krankheitswert aus, z. B. ein 
chronisches Ekzem mit Befall der gesam-
ten Haut der Hände mit tiefen Rhagaden 
und ausgeprägter Infiltration. 

Eine schwere Hauterkrankung im Sinne 
der BK-Nr. 5101 liegt im Regelfall dann vor, 
wenn durch angemessene Therapie- und 
Präventionsmaßnahmen keine wesentliche 
Besserung in einem Zeitraum von 6 Mo-
naten zu erreichen ist. Eine angemessene 
Behandlung ist eine Therapie gemäß den 

jeweils aktuell gültigen Standards, z. B. 
medizinischer Leitlinien. 

Eine nicht schwere Hauterkrankung im 
Sinne der BK-Nr. 5101 zeichnet sich z. B. 
durch einen begrenzten Befall der Haut 
und durch eine gute Besserbarkeit durch 
angemessene Therapie- und Präventions-
maßnahmen aus. Eine genau dokumentier-
te Behandlungsbedürftigkeit bringt Auf-
schluss über die ‚Schwere‘. 

Bei einer klinisch nicht schweren Erschei-
nungsform kann die ‘Schwere‘ gegeben 
sein, wenn der Hautbefund nur durch 
einen erheblichen Aufwand (z. B. sta-
tionäre Therapie, systemische Therapie, 
ununterbrochene oder wiederholte aktive 
pharmakologische Therapie) bzw. ande-
re intensivierte präventive Anstrengungen 
erzielt werden kann. Die regelmäßige An-
wendung von basistherapeutischen Maß-
nahmen wird in diesem Zusammenhang 
nicht als aktive pharmakologische Thera-
pie verstanden. 

Die ‘Schwere‘ einer Hauterkrankung auf-
grund der Ausprägung einer arbeitsbedingt 
verursachten Allergie kann auch angenom-
men werden, sofern das klinisch manifeste 
Krankheitsgeschehen durch die Sensibili-
sierung gegenüber einem nicht meidbaren 
Arbeitsstoff ausgelöst wird“.[17] 

Bei den bandscheibenbedingten Erkran-
kungen der Wirbelsäule (BK-Nrn. 2108 bis 
2110) wurden die Legaldefinitionen jeweils 

Der bisher in neun BK-Tatbeständen geforderte 
Zwang zur Aufgabe der schädigenden Tätigkeit wurde 
gestrichen.“ 
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um das Tatbestandsmerkmal „die zu chro-
nischen oder chronisch-rezidivierenden 
Beschwerden und Funktionseinschrän-
kungen der Lenden- beziehungsweise der 
Halswirbelsäule geführt haben“ ergänzt. 
Nach der Gesetzesbegründung[18] soll die 
Ergänzung verdeutlichen, dass insbeson-
dere Rückenbeschwerden in ihrer allgemei-
nen Form weiterhin keine Berufskrankheit 
darstellen. Dies entspricht den geltenden 
medizinischen Anforderungen, die seit 
jeher in den Merkblättern zu diesen Be-
rufskrankheiten beschrieben werden, und 
bedeutet daher keine Verschärfung der bis-
herigen Anerkennungsvoraussetzungen. 

3. Stärkung der Individual-
prävention 

Da der Unterlassungszwang bei einigen Er-
krankungen bislang auch die Gesundheit 
der Versicherten schützen sollte, wird die 
Bedeutung der Prävention künftig durch 
die Neufassung von § 9 Abs. 4 SGB VII be-
tont. Dieser Paragraf lautet dann: 

„Besteht für Versicherte, bei denen eine 
Berufskrankheit anerkannt wurde, die 
Gefahr, dass bei der Fortsetzung der ver-
sicherten Tätigkeit die Krankheit wieder-
auflebt oder sich verschlimmert und lässt 
sich diese Gefahr nicht durch andere ge-
eignete Mittel beseitigen, haben die Unfall-
versicherungsträger darauf hinzuwirken, 
dass die Versicherten die gefährdende Tä-
tigkeit unterlassen. Die Versicherten sind 
von den Unfallversicherungsträgern über 

die mit der Tätigkeit verbundenen Gefah-
ren und mögliche Schutzmaßnahmen um-
fassend aufzuklären. Zur Verhütung einer 
Gefahr nach Satz 1 sind die Versicherten 
verpflichtet, an individualpräventiven 
Maßnahmen der Unfallversicherungs-
träger teilzunehmen und an Maßnahmen 
zur Verhaltensprävention mitzuwirken; 
die §§ 60 bis 65a des Ersten Buches gelten 
entsprechend. Pflichten der Unternehmer 
und Versicherten nach dem Zweiten Ka-
pitel und nach arbeitsschutzrechtlichen 
Vorschriften bleiben hiervon unberührt. 
Kommen Versicherte ihrer Teilnahme- oder 
Mitwirkungspflicht nach Satz 3 nicht nach, 
können die Unfallversicherungsträger Leis-
tungen zur Teilhabe am Arbeitsleben oder 
die Leistung einer danach erstmals fest-
zusetzenden Rente wegen Minderung der 
Erwerbsfähigkeit oder den Anteil einer 
Rente, der auf eine danach eingetretene 
wesentliche Änderung im Sinne des § 73 
Absatz 3 zurückgeht, bis zur Nachholung 
der Teilnahme oder Mitwirkung ganz oder 
teilweise versagen. Dies setzt voraus, dass 
infolge der fehlenden Teilnahme oder Mit-
wirkung der Versicherten die Teilhabeleis-
tungen erforderlich geworden sind oder die 
Erwerbsminderung oder die wesentliche 
Änderung eingetreten ist. Absatz 3 und § 67 
des Ersten Buches gelten entsprechend.“ 

Nach der Gesetzesbegründung soll mit die-
sen Regelungen dem Präventionsgedan-
ken des bisherigen Unterlassungszwangs 
nach dessen Wegfall Rechnung getragen 
werden. 

Zu beachten ist, dass die dort vorgesehe-
nen Regelungen sich erfreulicherweise 
nicht auf die Berufskrankheiten beschrän-
ken, bei denen bisher der Unterlassungs-
zwang vorgesehen war, sondern für alle Be-
rufskrankheiten gelten. Dementsprechend 
hat der Gesetzgeber auch bewusst keine 
Anpassungen im Bereich des § 3 BKV vor-
genommen. Die für die Durchführung indi-
vidualpräventiver Maßnahmen sowohl vor 
als auch nach Anerkennung einer Berufs-
krankheit einschlägige Rechtsgrundlage 
des § 3 Abs. 1 und 2 BKV bleibt unverändert 
anwendbar. Damit besteht bei objektiver 
Notwendigkeit einer Tätigkeitsaufgabe wei-
terhin grundsätzlich ein Anspruch auf Leis-
tungen zur Teilhabe am Arbeitsleben und 
Übergangleistungen. 

Durch das vorgesehene Zusammenwirken 
von Versicherten, Arbeitgeberinnen und 
Arbeitgebern sowie Unfallversicherungs-
trägern soll das Ziel, die Verschlimmerung 
oder das Wiederaufleben bereits eingetre-
tener Berufskrankheiten so weit wie mög-
lich zu verhindern, künftig noch besser er-
reicht werden. 

Zusätzlich werden die Unfallversicherungs-
träger ausdrücklich zu einer umfassenden 
Beratung über die mit der weiteren Aus-
übung der bisherigen Tätigkeit verbunde-
nen Gefahren und mögliche Schutzmaß-
nahmen verpflichtet. 

Dem steht die Pflicht der versicherten Per-
son nach Anerkennung einer Berufskrank-

Die Bedeutung der Prävention wird künftig durch 
die Neufassung von § 9 Abs. 4 SGB VII be tont.“ 
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heit gegenüber, an individualpräventiven 
Maßnahmen der Unfallversicherungsträ-
ger teilzunehmen und an Maßnahmen zur 
Verhaltensprävention mitzuwirken. Bisher 
bestanden lediglich die Pflichten aus den 
§§ 60 ff. SGB I zur Mitwirkung an Unter-
suchungen und Maßnahmen der Heilbe-
handlung. 

Die nur auf Leistungen zur Teilhabe und 
Rentenleistungen beschränkten Kon-
sequenzen einer fehlenden Mitwirkung 
werden damit begründet, dass die eigent-
liche Ursache des Gesundheitsschadens die 
schädigenden Einwirkungen am Arbeits-
platz seien. Daher wurden die für die Versi-
cherten unmittelbar erforderlichen Leistun-
gen, wie zum Beispiel Heilbehandlung oder 
Verletztengeld, von den Sanktionsmöglich-
keiten ausgenommen. Weiterhin wurde die 
objektive Beweislast für den Ursachenzu-
sammenhang zwischen der fehlenden Mit-
wirkung und dem Wiederaufleben oder der 
Verschlimmerung der Krankheit dem Un-
fallversicherungsträger auferlegt (vgl. § 9 
Abs. 4 Satz 6 SGB VII). Damit bleiben die 
Sanktionsmöglichkeiten deutlich hinter 
den allgemeinen Regelungen bei fehlen-
der Mitwirkung nach § 66 SGB I zurück. 

Die stärkere Betonung der Präventions-
aufgaben über § 3 BKV hinaus wird zur 
Intensivierung der bestehenden und zu 
weiteren Aktivitäten der Unfallversiche-
rungsträger führen. Dabei können die lang-
jährigen Erfahrungen aus der Prävention 
von Hauterkrankungen[19] genutzt und auf 
andere Erkrankungen übertragen werden. 

Dies geschieht bereits bei den Muskel-Ske-
lett-Erkrankungen. Beispielhaft seien das 
Rücken- und das Kniekolleg genannt.[20] 
So bieten die Berufsgenossenschaft für 
Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege 
(BGW) und die Berufsgenossenschaft der 
Bauwirtschaft (BG BAU) für ihre Versicher-
ten mit einschlägigen Belastungen und be-
ginnenden Problemen ein nachhaltiges, 
individuelles und kostenloses Rücken-
programm in Kooperation mit Berufs-
genossenschaftlichen Kliniken und Ein-
richtungen an. Die Versicherten erlernen 
dabei in einem dreiwöchigen Programm 
für ihre Branche spezifische rückenge-
rechte Arbeitsabläufe. Neben berufsspe-
zifischem Üben sind Sport- und Physiothe-
rapien wichtige Bestandteile. Ein weiteres 
Beispiel ist das Präventionsprogramm der 
Berufsgenossenschaft für Nahrungsmit-
tel und Gastgewerbe (BGN) für an Bäcker-
asthma erkrankte Versicherte, die im Beruf 
bleiben wollen.[21] Diese Programme gilt es 
zu intensivieren und auf andere für eine 
Prävention geeignete Krankheitsbilder zu 
übertragen. Daneben existieren Überlegun-
gen, künftig zusätzliche Angebote wie zum 
Beispiel die Nutzung naturheilkundlicher 
Ansätze und Verfahren zur Salutogenese 
oder die Verwendung digitaler Medien wie 
Gesundheits-Apps als individualpräventive 
Maßnahmen anzubieten. 

Auch die ausdrücklich im Gesetz festge-
schriebene Pflicht der Unfallversicherungs-
träger zur umfassenden Aufklärung der 
Erkrankten über die mit der Tätigkeit ver-
bundenen Gefahren und mögliche Schutz-

maßnahmen wird künftig die Aktivitäten 
und das Beratungsverständnis der gesetz-
lichen Unfallversicherung wesentlich be-
einflussen. Derzeit werden Überlegungen 
zu krankheitsspezifischen Beratungsstan-
dards und zur Klärung der Frage, wer in die 
Durchführung von individualpräventiven 
Maßnahmen einbezogen wird, angestellt. 

So hat beispielsweise die DGUV zusam-
men mit der Deutschen Gesellschaft 
für Arbeitsmedizin und Umweltmedi-
zin (DGAUM) und dem Verband der Be-
triebs- und Werksärzte (VDBW) bereits im 
Zuge der Überarbeitung der „Empfehlung 
der Spitzenverbände der Unfallversiche-
rungsträger, des Verbandes Deutscher Be-
triebs- und Werksärzte und der Deutschen 
Gesellschaft für Arbeitsmedizin und Um-
weltmedizin über die Zusammenarbeit mit 
den Betriebsärzten in Verfahren zur Fest-
stellung einer Berufskrankheit einschließ-
lich von Maßnahmen nach § 3 BKV“[22] im 
Jahr 2013 eine stärkere Einbindung der 
Betriebsärztinnen und Betriebsärzte in 
individualpräventive Maßnahmen der 
Verhältnisprävention vorbereitet. Aktu-
ell schlagen DGAUM, der Verband für Si-
cherheit, Gesundheit und Umweltschutz 
bei der Arbeit (VDSI), der VDBW und der 
Berufsverband selbstständiger Arbeitsme-
diziner und freiberuflicher Betriebsärzte 
(BsAfB) in „ASU Arbeitsmedizin – Sozial-
medizin – Umweltmedizin“, 10/2020 eine 
intensivere Zusammenarbeit zwischen 
den Unfallversicherungsträgern und den 
Betriebsärztinnen und Betriebsärzten bei 
allen individualpräventiven Maßnahmen 

Die stärkere Betonung der Präventions aufgaben über § 3 BKV 
hinaus wird zur Intensivierung der bestehenden und zu weiteren 
Aktivitäten der Unfallversiche rungsträger führen.“ 
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vor, also auch bei Maßnahmen der Ver-
haltensprävention. 

4. Rückwirkung 

Nach der ständigen Rechtsprechung des 
Bundessozialgerichts (BSG)[23] ist eine Neu-
regelung grundsätzlich, sofern die einschlä-
gige Rechtsvorschrift nichts anderes regelt, 
nur auf solche Sachverhalte anwendbar, die 
nach ihrem Inkrafttreten verwirklicht wer-
den. Bisher wurde eine Rückwirkung von 
neuen oder erweiterten BK-Tatbeständen 
durch den Verordnungsgeber in § 6 BKV je-
weils individuell geregelt. Da es sich hierbei 
aber um die Grundvoraussetzung für einen 
Leistungsanspruch handelt, wurde in der 
Literatur eine gesetzliche Regelung ange-
mahnt.[24] Dem hat der Gesetzgeber mit dem 
neuen § 9 Abs. 2a SGB VII entsprochen und 
eine gesetzliche Rückwirkungsregelung ge-
schaffen. Nach Nr. 1 dieser Vorschrift sind 
Krankheiten, die bei Versicherten vor der 
Bezeichnung als Berufskrankheit bereits 
entstanden waren, rückwirkend frühes-
tens zu dem Zeitpunkt anzuerkennen, in 
dem die Bezeichnung in Kraft getreten ist. 
Für Erkrankungen, die noch nicht in der 
Liste der Berufskrankheiten verzeichnet 
sind, aber wie Berufskrankheiten nach 
§ 9 Abs. 2 SGB VII anzuerkennen sind (Wie-
Berufskrankheiten), wurde eine vergleich-
bare Regelung geschaffen. Diese sind nach 
§ 9 Abs. 2a Nr. 2 SGB VII zu dem Zeitpunkt, in 
dem die notwendigen neuen wissenschaft-
lichen Erkenntnisse für eine Entscheidung 
nach § 9 Abs. 2 SGB VII vorgelegen haben, 
anzuerkennen; sofern der Ärztliche Sach-

verständigenbeirat „Berufskrankheiten“ 
(ÄSVB) eine Empfehlung zur Anerkennung 
einer neuen Berufskrankheit beschlossen 
hat, ist der Zeitpunkt des Beschlusses maß-
gebend. 

Nach dem neuen § 9 Abs. 2a SGB VII gelten 
die mit dem Wegfall des Unterlassungs-
zwangs verbundenen Anerkennungser-
leichterungen auch für bereits vor dem 
1. Januar 2021 Erkrankte. Da Leistungs-
ansprüche frühestens zum Zeitpunkt des 
Versicherungsfalles, also dem Inkrafttre-
ten des Wegfalls des Unterlassungszwangs, 
entstehen können, kommen rückwirkende 
Leistungen für Zeiten vor dem 1. Januar 
2021 auf der Grundlage des neuen Rechts 
nicht in Betracht. 

Zusätzlich hat der Verordnungsgeber in 
§ 12 BKV (neue Fassung) für die Unfall-
versicherungsträger die Verpflichtung ge-
schaffen, Fälle von Amts wegen zu prüfen, 
in denen eine Anerkennung in der Vergan-
genheit, frühestens aber nach dem 1. Januar 
1997, aufgrund der fehlenden Aufgabe der 
schädigenden Tätigkeit nicht erfolgen konn-
te. Infolge der bis zum 31. Dezember 2020 
nach § 9 Abs. 4 SGB VII (alte Fassung) erfor-
derlichen Befundanerkennung dürften die 
betroffenen Versicherten den Unfallversi-
cherungsträgern in der Regel bekannt sein. 

5. Ärztlicher Sachverständigen-
beirat 

Ein weiterer Kritikpunkt an der bisherigen 
Gesetzeslage war die häufig lange Dauer 

bis zur Einführung einer neuen Berufs-
krankheit und die mangelnde Transparenz 
des Verfahrens.[25] Neue Berufskrankhei-
ten werden regelmäßig nach einer ent-
sprechenden Empfehlung durch den dem 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
(BMAS) zugeordneten ÄSVB vom Verord-
nungsgeber in die BK-Liste aufgenommen. 
Beratungen im mit ehrenamtlich tätigen 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaft-
lern besetzten ÄSVB zogen sich oft über 
viele Jahre hin. Zudem war bis vor weni-
gen Jahren nicht bekannt, welche Personen 
dieses Gremium bildeten. Auch die Bera-
tungsthemen wurden vertraulich behan-
delt und erst mit der Veröffentlichung einer 
Wissenschaftlichen Empfehlung für eine 
neue Berufskrankheit einer breiten Öffent-
lichkeit zugänglich. Um dem abzuhelfen, 
wird in § 9 Abs. 1a SGB VII eine gesetzliche 
Grundlage für dieses Gremium geschaffen 
und dem Verordnungsgeber die Pflicht auf-
gegeben, die wesentlichen Grundlagen der 
Arbeit des ÄSVB in der BKV zu regeln. 

In Zukunft wird auf Basis der §§ 7 bis 11 BKV 
zur Unterstützung des Sachverständigen-
beirats deshalb bei der BAuA eine Ge-
schäftsstelle eingerichtet. Neben rein 
organisatorischen Aufgaben soll die Ge-
schäftsstelle insbesondere wissenschaft-
liche Vorarbeiten für die Beratungen des 
Sachverständigenbeirats leisten. Inhalte 
dieser Unterstützung betreffen vor allem 
die Durchführung sogenannter systema-
tischer Reviews als Grundlage der eigent-
lichen Beratung. Darüber hinaus soll die 
BAuA die Arbeit des Sachverständigen-

In Zukunft wird auf Basis der §§ 7 bis 11 BKV zur Unter-
stützung des Sachverstän digenbeirats deshalb bei der 
BAuA eine Geschäftsstelle eingerichtet.“ 
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beirats durch Literaturrecherchen sowie 
bei der Erstellung von wissenschaftlichen 
Empfehlungen und Stellungnahmen unter-
stützen. 

6. Forschung 

Bereits in der Vergangenheit war der Auf-
trag zur Forschung im Bereich der Berufs-
krankheiten in § 9 Abs. 8 SGB VII veran-
kert. Dieser wird nun durch zwei weitere 
Sätze ergänzt. Künftig besteht die Ver-
pflichtung, einen jährlichen Report über 
die Forschungsaktivitäten der DGUV und 
der einzelnen Unfallversicherungsträger 
zu erstellen. Zu berichten ist über die The-
men der Forschungsvorhaben, die Höhe 
der aufgewendeten Mittel und wer sie er-
hält sowie die Forschungsnehmer und 
Forschungsnehmerinnen externer Pro-
jekte. Hierdurch soll der Stellenwert der 
Forschung über Berufskrankheiten betont 
sowie die Transparenz der Forschung und 

der Forschungsförderung durch die gesetz-
liche Unfallversicherung erhöht werden. 
Gleichzeitig erhofft sich der Gesetzgeber 
dadurch Anreize für Dritte, neue For-
schungsthemen vorzuschlagen und im 
Auftrag der gesetzlichen Unfallversiche-
rung durchzuführen. 

7. Pflicht zur Evaluation 

Im neuen § 218f SGB VII verpflichtet der 
Gesetzgeber die Verbände der Unfallver-
sicherungsträger, dem BMAS bis zum 31. 
Dezember 2026 einen gemeinsamen Be-
richt vorzulegen. Dieser informiert über 
die Umsetzung sowie die Wirkungen und 
die Ergebnisse der neu eingeführten Maß-
nahmen zum Wegfall des Unterlassungs-
zwangs, zur Stärkung der Individualprä-
vention, zur gesetzlichen Verankerung von 
Beweiserleichterungen und zur erhöhten 
Transparenz in der Berufskrankheitenfor-
schung.   ← 
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